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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 267/75 und der Verordnung (EWG) Nr. 1036/75 über die Destillation von Tafelwein 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 678/75“), insbesondere auf Arti- 
kel 7 Absatz 1 , 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 267 75 des Rates vom 31. Januar 1975 über die 
allgemeinen Regeln für die bis zum 6. Juni 1975 zu 
beendende Destillation von Tafelwein^) und nach 
■Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1036/ 
75 des Rates vom 21. April 1975 über allgemeine 
Regeln für die Destillation von Tafelwein in der 
Zeit vom 7. Juni bis zum 31. Juli 1975 '^) müssen die 
Destillationsmaßnahmen zu einem bestimmten Zeit- 
punkt abgeschlossen sein. Diese Vorschrift kann 
Schwierigkeiten mit sich bringen, wenn nämlich die 
Brennereien durch unvorhersehbare Ereignisse ge- 
zwungen werden, die Destillation für eine gewisse 
Zeit auszusetzen. Um den Destillationsmaßnahmen 
eine optimale Wirksamkeit zu sichern, empfiehlt es 
sich, für unvorhergesehene Ereignisse oder für Fälle 
höherer Gewalt die Möglichkeit vorzusehen, daß die 
Interventionsstelle des Mitgliedstaats die betreffen- 
den Brennereien ermächtigt, die Destillation so lange 
fortzusetzen, daß die Gesamtdauer der betreffenden 
Maßnahmen die zulässige Höchstdauer nicht über- 
schreitet. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 43 

'9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 30 
vom 4. Februar 1975, S. 2 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 103 
vom 23. April 1975, S. 3 


Der in Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1036/75 genannte Destillationszeitraum ist durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1623/75 verlängert wor- 
den. Es ist deswegen angezeigt, den Zeitraum für 
den Vertragsabschluß im Rahmen von Absatz 3 des- 
selben Artikels, der die Einstellung der Destillation 
aufgrund einer öffentlichen Anordnung vorsieht, 
entsprechend anzupassen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 267/75 und 
Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1036/75 wer- 
den durch folgenden Absatz 4 ergänzt: 

„4. Ist eine Brennerei wegen eines unvorherseh- 
baren Ereignisses oder wegen höherer Gewalt 
gezwungen, die Destillation auszusetzen, so 
kann die Interventionsstelle des Mitgliedstaats 
diese Brennerei ermächtigen, die Destillation so 
lange fortzusetzen, daß die Gesamtdauer der 
betreffenden Maßnahme die zulässige Höchst- 
dauer nicht überschreitet. Jedoch müssen die 
Destillationsmaßnahmen am 20. Oktober 1975 
abgeschlossen sein." 

Artikel 2 

Das in Artikel 4 Absatz 3 letzter Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 1036/75 genannte Datum des 
1. Juli 1975 wird durch das Datum des 25. Juli 1975 
ersetzt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

Die im Anhang befindliche Verordnung sieht fol- 
gende Bestimmungen vor: 

— die Verlängerung des Destillationszeitraums für 
den Fall, in dem die Brennereien auf Grund von 
höherer Gewalt gezwungen waren, diese ein- 
zustellen, 

— die Verlängerung des Zeitraumes, in dem die 
Destillationsverträge abgeschlossen sein müssen, 
wenn die Brennereien gezwungen waren, die 
Destillation auf Grund einer öffentlichen Anord- 
nung einzustellen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 29. Juli 1975 - 1/4 680 70 ~ E ~ Ta 28/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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